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Die Bürgerwehr.
Da jetzt die Miniſter Revolution gemacht und das

Land dadurch wieder in Anarchie geſtürzt haben, ſo muß
fortan, ſo lange noch Zeit iſt, alles gethan werden, um
kommenden Ereigniſſen gewachſen zu ſein. Namentlich
verdient aber die Bürgerwehr der Aufmerkſamkeit des
Sicherheitsausſchuſſes, da ſie ja ſeine executive Gewalt
iſt und uns in der Stunde der Gefahr ſchützen ſoll und
muß. Die Bürgerwehr ſoll die öffentliche Sicherheit
und die konſtitutionelle Freiheit ſchützen, alſo gegen Tu
multuanten und reaktionäre Miniſter kämpfen. Der Streit
der N. V. gegen die oberſten Behörden könnte
willige zu allerlei Tumulten peranlaſſen. Dieſe ſind
aber bald erdrückt, ſobald ein geregelter Patrouillendienſt
und eine Wachtſtube eingerichtet ſind. Da wir aber
Alle in Gefahr ſind, ſo müſſen auch Alle ſich bethei
ligen am Bürgerwehrdienſt. Es iſt ſchon oft die Klage
gehört, daß die Bürgerwehr meiſt nur aus Bürgern der
mittleren und unteren Stände beſteht, weil die Reiche
ren es vorziehen, ſich aufs weiche Sopha zu ſtrecken
und ſich beſchützen zu laſſen. Dies muß fortan auf
hören Jetzt muß Jeder thätig ſein, Jeder die Arbeit,
Anſtrengung und Verſäumniß theilen. Werden aber
jene Bequemen, jene klugen Leute, die in der warmen
Stube und im Bette bleiben, wenn der Bürgerwehr
mann in Regen Schmutz und Kälte im Dienſte iſt,
nicht zum Dienſte herangezogen ſo giebt es Unzufrie
denheit und am Ende Auflöſung der Bürgerwehr. Jetzt
darf der Bürgerwehrdienſt nicht mehr ein freiwilli
ger ſein, ſondern er iſt Ehrenſache, Bürgerpflicht.
Wer ſich ihm entzieht, iſt ein Feigling, iſt ein Geſin
nungsloſer, iſt Feind der Freiheit und des Vaterlandes.

Was die Wachtſtube betrifft ſo ſoll man dem
unbemittelten Bürger, der jetzt ſo wenig verdient und
durch den Wehrdienſt Arbeit verſäumt, nicht zumuthen,
noch Geld auszugeben Die Wachtſtube ſoll auf Stadt
koſten geheizt werden. Die Koſten mögen diejenigen
bemittelten Bürger als freiwilliges Opfer aufbringen,

wohl Bös

die zum Dienſt unfähig oder über das Dienſtalter hinaus
ſind. Man halte nur den Grundſatz feſt, daß jetzt alle
Bürger ſich betheiligen müſſen.

Was den Schutz der konſtit. Freiheit anlangt, ſo
hat die Bürgerwehr geſinnungstüchtige, charakterfeſte
und energiſche Führer nöthig Die Conferenz der Bür
gerwehrofſiziere, in welcher eine Adreſſe an die N. V.
beantragt wurde, hat gezeigt, daß ein Theil der Offiziere
mit der Bürgerſchaft nicht eines Sinnes iſt. Hr. Fuhfe
hat drei Stunden kämpfen müſſen, ehe er die Beiſtim
mungsadreſſe durchbrachte; einen Proteſt gegen die
Geſetzesüberſchreitung der Miniſter konnte er nicht

i m gen. Jares ſtimmten auch etliche Offiziere
und Hauptleute ſowie Verkrauensmänner gegen die
Adreſſe. Wir wollen zwar keine Jnquiſition des politi
ſchen Glaubensbekenntniſſes, allein ſolche Offiziere wel
che das Vertrauen ihrer Kompagnie verloren haben,
werden wiſſen was zu thun ſei. Sobald übrigens die
Kompagnien ſich namhaft verſtärken, wird von ſelbſt
eine Neuwahl nothwendig ſein.

S

Die Stellung der Linken nach dem Auf
ſtande und die Sitzung vom 16. Ocetbr.
Bericht des Abgeordneten Duncker an ſeine Wähler

Die deutſche Bewegung ließ in ihren erſten Sta
dien hoffen, daß es gelingen werde, ſie im Charakter
der Reform durchzuführen. Die Forderungen, welche
vor dem März geſtellt und in den Stürmen dieſes Mo
nats durchgeſetzt wurden, waren von der ſittlichen Macht
einer lange her gebildeten und in geduldiger Oppoſition
gereiften öffentlichen Meinung getragen. Man konnte
vertrauen, daß dieſe der Bewegung, welche ſie hervorge
krieben, auch das „Halt würde zurufen können, ſo
bald die gewaltſame Kri ſis ihren Zweck erreicht, ſobald
der vulkaniſche Ausbruch den unnatürlich verſchloſſenen
Kräften den Ausgang geöffnet und freien Spielraum
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gewonnen haben würde. Dieſe Hoffnung iſt nicht er
füllt worden. Der revolutionäre Zuſtand dauerte fort,
nachdem aus den Wahlen des Volkes die konſtituiren
den Verſammlungen hervorgegangen waren ja gerade
gegen dieſe legitimen Organe der neuen Freiheit iſt der
Terrorismus der Berliner Demokraten, war der Auf
ruhr am 18. September in Frankfurt gerichtet. Dieſe
neuen Emeuten haben damit eine andere Bedeutung
als die erſten Stürme unſrer Wiedergeburt; ſie ſind
nicht, wie Herr Vogt behauptet das Hochgehen der
Meereswogen nach den Tagen des Orkanes, ſie ſind
nicht das natürliche Nachſchwingen der einmal erſchüt
terten Elemente; andere Stürme aus andern Richtun-
gen, andere Strömungen haben ſie emporgetrieben wie
e denn auch einen ganz andern Charakter, eine ganz
andere Farbe tragen den Charakter einer Brutalität
und Grauſamkeit, welche noch vor wenigen Monaten
unſerm Volke niemand zugetraut hatte. Das Volk im
engeren Sinne iſt nur der Handlanger dieſer neuen
Emeuten; es iſt nicht ihr Urheber. Alle jene Vorwän
de, welche in Frankfurt und Wien zum Stichwort der
Auflehnungen dienten, ſind dem Geſichtskreiſe des Vol
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Hauſes von der Tribüne herab das Anſehen der Natio
nalverſammlung und der Centralgewalt durch unausge
ſetzte Angriffe und Schmähungen in der leidenſchaftlich
ſten Weiſe zu verletzen geſucht in gleichem Sinne und
in noch roherer Form hatten die demokratiſchen Blätter
des Rheinlandes, deren Eines von Mitgliedern der. N.
V. ſelbſt redigirt wird, ſogar mit den Mitteln der Ver
leumdung und Entſtellung das Vertrauen der Nation
gegen die Majorität ſeiner Vertreter in Mißtrauen und
Geringſchätzung zu verwandeln geſucht; ſie hatten na
mentlich kein Mittel geſcheut, um die hervorragendſten
Perſönlichkeiten unter ihren parlamentariſchen Gegnern
in der öffentlichen Meinung moraliſch zu vernichten.

(Forkſetzung folgt.

Ueber Maſchinenarbeit.
(Aus dem Briefe eines franzöſ. Arbeiters.)

(Beſchluß.)

Aber es iſt doch immer eine gewiſſe Zahl von
Buchdruckern ohne Arbeit. Leider, meine Freunde, iſt

kes fremd. Das Volk, in dieſem Sinne, kennt ökono der Geſchäftszweig der Buchdruckerei überfüllt, wie alle
miſche und ſocigle Leiden wir ſind noch lange nicht anderen Gewerbe. Und derſelbe Fall iſt es in den Fä
ſo weit gekommen daß unſer Volk ſich aus eigenem chern der Gelehrten, der Künſte, der Wiſſenſchaften, der
Antriebe dem Waffenſtillſtand von Malmö,
den Druppenbewegungen nach Ungarn widerſe
tzen könnte und wollte! Dieſe Aufſtände ſind vielmehr
das Werk einer Partei, welche ſtatt den einfachen und
wahren Sinn des Volkes walten zu laſſen ſtatt dieſen
aufzuklären und zu belehren, ſtatt ihn zu politiſcher
Reife und geſetzlicher Entwickelung, zu der die Pforten
weit offen ſtehen, zu erziehen, es ſich zur Aufgabe macht,
das Volk durch Schmeicheleien zu verwirren, und das
ſittliche Mark deſſelben aufzulöſen, ſein Bewußtſein n
Recht und Unrecht zu verkehren, um dann an der Spitze
trunkener Maſſen durch die in Permanenz erklärte
Emeute ihre Abſichten und Jdeale, ihre Herrſchaft und
ihre Träume durchzuſetzen. Allerdings, wie Viele jener
Partei meinen, zum Heile des Volkes ſelbſt; allein
der Zweck heiligt die Mittel nicht, und die Geſchichte
hat noch immer das frivole Spiel mit den düpirten,
mißleiteten, getäuſchten Maſſen an ſeinen Urhebern und
am ganzen Volke gerächt.

Wir wollen nicht unterſuchen, welche unlautere
Elemente vielleicht noch ſonſt ihre Hände im Spiel ha
ben ob franzöſiſches, polniſches, ruſſiſches, ungariſches
Geld die glorreichen Erhebungen nach den Siegen im
März unterſtützt hat. Die revolutionäre Partei beruft
ſich ſelbſt auf eine öffentliche, auf eine legitime
Autorität, auf die linke Seite der konſtituirenden Ver
ſammlungen. Betrachten wir die Stellung, welche die
Linke der Frankfurter Verſammlung ſich zu den Ereig
niſſen vom 18. September gegeben hat.

die Arbeit wegzunehmen.

Seitdem es ſich entſchieden hatte, daß die Natio
nalverſammlung entſchloſſen ſei, die Bahnen der Linken
nicht zu betreten, hatten die Redner dieſer Seite des

Juſtiz, der Medizin, der Verwaltung, wo es eine Menge
Leute gibt, welche nur eben das Leben friſten, während
es Anderen ſogar am Nothwendigen fehlt; und dieſe
haben doch die Concurrenz der Maſchinen nicht auszu
ſtehen Ihr ſehet, daß es ein allgemeines Uebel iſt, er
zeugt von der Unklugheit der Aeltern, welche ihre Kin
der unaufhörlich und ohne Ueberlegung vom Lande, wo
es dem Ackerbau an Händen fehlt, in die Städte trei
ben wo deren zu viel ſind, und zu Geſchäftszweigen,
welche jetzt ſchon überfüllt ſind, durch die Neuangekom
menen es aber immer mehr werden. Dies iſt abermals
ein wichtiger Punkt, den man genau prüfen muß, wenn
man ſich ernſtlich damit beſchäftigen wird, die Grund
lagen zu der Organiſation der Arbeit zu legen. Den
ket dann daran!

Noch ein letztes Wort über dieſen Gegenſtand
Die unbeſchäftigten Buchdrucker beklagen ſich über die
Maſchinenpreſſen, welche ſie beſchuldigen, ihnen die Ar

Lange Zeit vor ihnen haben
ſich die Abſchreiber über die Erfindung der Buchdrucke
rei beklagt, welche ihr Gewerbe zerſtörte. 30,000 Bande,
welche zehn einfache Handpreſſen in wenigen Tagen
drücken können würden 30,000 Abſchreibern während
eines ganzen Jahres zu leben geben. Nun frage ich
Euch muß man die Buchdruckerei unterdrücken

Das bedenket nur auch, daß nicht Frankreich allein
Gebrauch von den Maſchinen macht daß, wenn ſie eine
Minderung des Preiſes der Fabrikation zum Reſultate
haben, dieſes Reſultat durch das Ausland eben ſowohl,
als durch Frankreich erreicht wird, daß alſo, wenn die
Zerſtörung der Maſchinen, wie es nicht anders ſein
kann, eine Erhöhung der Preiſe bei uns bewirkt, die
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Erzeugniſſe unſerer Jnduſtrie, theurer, als die des Aus
landes, nicht mehr über die Grenze gehen werden, ſo daß
der Verbrauch derſelben auf Frankreich allein beſchränkt
ſein wird. Dann erſt wird die Anzahl der Arbeiter
ohne Beſchäftigung zu einer ungeheuren Größe anwachſen.

Endlich berückſichtigt auch noch, daß dieſe Maſchi
nen in den Bauwerkſtätten nicht augenblicklich entſtehen,
wie die Schwämme aus der Erde herauswachſen, ſon
dern daß zahlreiche Arbeiter mit dem Baue derſelben
beſchäftigt ſind, und daß dieſe nicht weniger, als die an
deren, ein Recht haben, von der Arbeit ihrer Hände zu
leben. Wolltet Jhr denn wohl dieſe von der ehrenvol
len und heiligen Brüderlichkeit der Arbeit ausſchließen?
Gewiß gebt Jhr dieſem ſchlechten Gedanken keinen Raum
in Eurem Herzen. Die Freiheit muß für Alle ſein.
Die Gleichheit will, daß man die Rechte Aller achte
Die Brüderlichkeit iſt die Vereinigung Aller und die
Liebe zu Allen

Der konſtitutionelle Bürgerverein
zu Wettin

hat in Erwägung des Wahlgeſetzes vom S. April und des
Patents vom 13. Mai d. J., in Erwägung des Beſcheides,
welchen der König am 28, März d. J. den Deputirten der
18 rheiniſchen Städte dahin ausſprach

„„es ſei ſein beſtimmter Entſchluß wie es eben ſo ſeine
Ueberzeugung von der unerläßlichen Nothwendigkeit ſei,
ſich nur mir Räthen zu umgeben, welche das volle Ver
trauen der Volksvertretung genießen

endlich in Erwägung der Vorſälle in Berlin am S. und 9.
de Mts. folgenden Beſchluß gefaßt

Wir geſtehen der Krone das Recht zu, den Ort der
Sitzungen der Nationalverſammlung zu beſtimmen

2. Wir beſtreiten der Krone das Recht, die National
verſammlung einſeitig zu vertagen

Wir müſſen gegen ein Miniſterium Brandenburg
proteſtiren, weil es von der Nationalverſammlung nicht
anerkannt iſt.

Hierauf hat der Verein folgende Adreſſe an die National
Verſammlung entworfen:

Mit gerechtem Schmerz haben auch wir erfahren müſſen,
wie die hohe Nationalverſammlung durch die Anordnun
gen des Grafen von Brandenburg in Jhren Bera
thungen unterbrochen, und ſomit ein Eingriff in die
Rechte der, von der preußiſchen Nation frei erwählten
Vertreter gehandhabt worden iſt. Wir erklären daß wir
jede Vertagung oder Verlegung der Nationalverſammlung
wider deren Willen für unconſtitutionell und ſomit für
eine Verletzung der Rechte, für einen Angriff gegen die
Freiheit der preußiſchen Nation halten, die Beſchlüſſe der
hohen N.V. vom 9. d. Mts. aber, denen wir in allen
Umfange beitreten, für allein bindend und rechtsgültig
anſehen

Dieſe Adreſſe iſt heute auch von der hieſigen Bürger
verſammlung einſtimmig angenommen und mit 150 Na doch g
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mensunterſchriften verſehen dem Abgeordneten des Saalkrei
ſes, Herrn Seydel, zur Abgabe an die N. V. ſofort über
ſendet. Gleichzeitig hat der Verein dem Herrn SehHdel
ſeine volle Anerkennung für das bewieſene treue und tapfere
Ausharren in der N.V, an den letzten denkwürdigen Ta
gen ausgeſprochen

Wetein am 13. November 1848.
Reinwarth

Der Konſtitutionelle Verein des Saalkreiſes
beſchäftigte ſich in ſeiner Sitzung vom S. November Lor
zugsweiſe mit ſdem durch Hrn. Fubel vorgelegten Entwurfe
eines Schreibens an den Abgeordneten Seydel in Berlin,
worin derſelbe aufgefordert wird, durch thätige Theilnahme
an der Debatte dahin zu wirken, reſp. den Antrag zu ſtellen,
daß die Nationalverſammlung durch ein Geſetz gegen die
Wiederkehr der Angriſfe auf ihre Freiheit ſich ſchütze. Das
Schreiben ward angenommen. Hierauf trat die Verſamm
lung unter einigen Modiſieationen einer von Hrn. v. Baſſe
witz beantragten Adreſſe bei, in welcher gegen die äußerſte
Linke in Berlin der Vorwurf ausgeſprochen wird, daß ſie
jetzt die Kraft der Reichsgewalt durch die Begünſtigung
des Particularismus zu ſchwächen ſtrebe. Hieran knüpfte
ſich eine Mittheilung von Hrn. Keſerſtein über einen Kon
ſlikt in Giebichenſtein mit Theilnehmern des Preußenvereins
am 2. Okt. desgleichen eine Empfehlung der Volksſchrift

F. Hoffmanns Politiſches Hausbüchlein, ſo wie eine Er
brterung der Wiener Oktoberrevolution durch Hrn Reinwarth.

Anmerkung: Der konſtit, Verein des Saalkreiſes wird es
diesmal entſchuldigen, wenn wir das uns mitgetheilre Prorokoll
ſo wie das Schreiben an Hrn. Seydel nur im Auszunge mit

getheilt haben. Die Ned.

Verhandlungen des konſtitutionellen Bür-
gervereins zu Halle am 13. u. I. Novbr.

Die außerordentliche Verſammlung am 13. berieth
unter Haſemann's Vorſitz, was bei dem Streit zwiſchen
Miniſterium und Nationalverſammlung von Seiten des Bür
gervereins zu thun ſei. Man beſchloß eine Beitrittsadreſſe
an die Nationalverſammlung zu ſenden, und nahm die
Adreſſe an, welche der hicſtge Magiſtrat an den König und
die N.V. erlaſſen hatte. Man gab die Beiſtimmungsvoll
macht den Raths Deputirten mit, welche noch dieſelbe Nacht

nach Potsdam und Berlin abreiſen ſollten. Da der Depir
tirte Hildenhagen Halle bereits zur Wiederbeſetzung ſeiner
Deputirtenſtelle aufgefordert hat, ſo wünſchte Körner daß
der Magiſtrat in den nächſten Tagen zur Anordnung einer
neuen Wahl ſchreite, ſofern der Deputirte Niemeyer ſein
Mandat niedergelegt habe. Hr. Fritſch rieth zwar nöch
zu warten mit der Wahl da ſich ja das Gerücht vom
Sturz des Miniſteriums Brandenburg verbreitet habe je

ing endlich Haſemann s Anſicht durch für jeden
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Fall eine Deputation zu ernennen welche das Nöthige we
gen der Deputirten Wahl zu veranlaſſen habe.

dazu gewählt Haſemann, Heckert, Krauſe
Am 15. Novbr. war ein

man ihn in den Sicherheitsausſchuß
und deswegen übernahm Körner mit Zuſtimmung der Ver
ſammlung das Ordneramt. Zuerſt ſtellte Hr. Stadtrath
Rummel Hrn. Leveaux mit der Bitte vor dieſem an
ſtatt ſeiner zu erlauben, einen Bericht über die Deputation
nach Potsdam abzuſtatten. Dies wurde mit Freuden an
genommen und Hr. Leve aux erzählte, daß die Deputation
n Potsdam weder vorgelaſſen, noch ihre Adreſſe angenom
men, ſondern nach Berlin gewieſen ſei. Hier habe ſie ſich
dem Miniſter Brandenburg vorgeſtellt, der da gemeint ha
be, mit der Aufregung habe es nicht viel zu ſagen dieſe
lege ſich wieder. Als er aber die Adreſſe empfangen in
welcher ſeine ſofortige Entlaſſung erbeten wird, habe er die
Deputation kurz und empfindlich entlaſſen. Dieſe ſuchte
hierauf die Nationalverſammlung in Berlin auf, konnte ſie
Aber erſt nach langem Umherirren entdecken da ſie ja be
kanntlich aus einem Lokale ins andre flüchten muß vor dem
Militär Die Sitzung war eben geſchloſſen, als die Depu
ſation ankam, ſie fand aber den Präſidenten von Unruh,
welcher ſehr darüber erfreut war daß Magiſtrate auf die
Seite der N. V. treten, weil dies von hoher Wichtigkeit
ſei. Auf den Straßen berichtete Hr. Leveaux weiter ſei
es ruhig, aber in den öffentlichen Lokalen und Compagnie
Verſammlungen herrſche Gährung und nur mit Mühe könn
ten Beſonnene von einem unzeitigen Losbruch des bewaff
neten Widerſtandes zurückhaltken. S

Des Ordners Antrag, heute ſich nur mit Tages
fragen zu beſchäftigen, wurde angenommen. Er beantragte
hierauf, den Sicherheitsausſchuß aufzufordern, ſchleunigſt die
Deputirtenwahl anzuordnen. Dieſer Vorſchlag wurde ange
nommen und auf des Ordners Anreging Hr. Leveaux,
Krauſe und Stengel beauftragt, ſoſort als Deputation
den geſaßten Beſchluß dem Sicherheilsausſchuß vorzutragen.
Nach einiger Zeit kamen die Genannten mit günſtigem Be
richte zurück. Körner beantragte ſerner, den Sicherheits
ausſchuß zu bitten, eine Vereinigung und Gemeinſamkeit des
Handelns der Provinz dadurch zu erwirken, daß ſich ein
Eentralſicherheitsausſchuß für die Provinz bilde. Hieran
reihte Jemand den Antrag der Sicherheitsausſchuß möge
dafür ſorgen daß hinreichendes Militär bei uns in Garni
ſon ſtehe, um die nöthigen Poſten zu beſetzen damit der
Bürger geſchont werde.

Nachdem Körner das über Berlin mitgetheilt hatte,
was in den Zeitungen ſteht, ging er auf die beiden Fragen
über welche Mittel des Widerſtands die geeignetſten ſein
dürften, und welches vorausſichtlich die Folgen der Verwir
rung ſein könnten. Gewalt gegen Gewalt zu gebrauchen,
ſcheine ihm unzweckmäßig, da die Bürgerwehr dem Militär
nicht widerſtehn könne. Die Steuerverweigrung ſei ein ver
zweifeltes Mittel, das ungeheure Stockung hervorbringe und
nur Unſchuldige treffe. Paſſtver Widerſtand, wie ihn Ber
n leiſte, ſei wohl das Beſte
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Was die Folgen der neuſten Revolution anlange, ſo
Es wurden können dieſe nach des Ordners Anſicht auch im günſtigſten

Falle nur nachtheilige ſein. Denn gibt der König nach,
Theil des Vorſtandes, da ſo iſt ſein Anſehn dahin, ſo werden ſich ähnliche Conflicte

gewählt hatte, abweſend, wiederholen. Dankt er ab, ſo empfängt der Nachfolger
der gleichfalls nicht beliebt iſt, eine geſchwächte Krone. Wi
derſteht die Krone noch länger den Wünſchen des Volks, ſo
ſcheine ihm der Bürgerkrieg unausbleiblich. Die konſtit.
Partei ſei diesmal die beſtegte, da ſie mit ihren Gegnern,
den Republikanern, gemeinſchaftliche Sache gegen die Krone
zu machen veranlaßt ſei, alſo ſich ſelbſt und ihr Prinzip
habe ſchwächen müſſen. Der Redner fürchte daher, daß wie
in Frankreich, das Ergebniß der Conflicte Bürgerkrieg, Re
publik, Kommunismus und dann Militärdespotismus ſei doch
hoffe er noch von Frankfurt her Hülfe, obſchon in Frankfurt
und Berlin entgegengeſetzte politiſche Anſichten herrſchen.
Herr Dr. Thiele fand Körners Anſicht zu trübe, er hoffe
noch ein gutes Ende, da man der Krone nur die Augen
öffnen werde. Hr. Jentſch beantragte, den Sicherheits
ausſchuß aufzufordern, die Frankfurter Nationalverſammlung
ſchleunigſt um ihre Vermittlung zu bitten und ſie zugleich
von der Stimmung der Stadt und der Provinz zu unter
richten. Der Antrag wurde angenommen. Zuletzt ſprach
ſich Körner über R. Blum's Hinrichtung dahin aus daß
Blum zwar ſtrafbar war, weil er an einer Revolution
Theil nahm, daß aber Windiſchgrätz nicht das Recht hatte,
einen Deputirter des deutſchen Volks ohne Einwilligung der
N. V. zu ſtrafen, und daß die Hinrichtung deshalb ein
Mord ſei. Hr. Krauſe ſtimmte bei, indem er auf den
kaiſerl. Erlaß hinwies, daß vom 6. an Niemand mehr hin
gerichtet werden ſollte. Er fand daher in des Generals
Verſahren einen Ungehorſam gegen den Kaiſer, Körner
außerdem noch eine Auflehnung und Verachtung der Reichs
gewalt, alſo eine Losſagung Oeſterreichs von Deutſchland

Kr.

Konſtitutioneller Verein des Saalkreiſes.
Montag den 20. Novbr. Nachmittags 2 Uhr

gußerordentliche Sitzung des Vereins in der Wein
traube zu Giebichenſtein

Tagesordnung
Beſprechung der neuſten Ereigniſſe

Konſtitutioneller Club zu Halle.
Sonnabend den 18. November 7 Uhr Abends

ordentliche Sitzung im Lokale des Kühlenbrunnens.

Tagesordnung
1) Die Frankfurter Beſchlüſſe
2) Die Tagesereigniſſe

3) Stellung der Parteien
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Druck und Verlag von Ed. Heynemann in Halle
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